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Entwicklung des Partizipa-

tionsdiskurses und seiner 

Zielsetzungen – Gütekriterien 

bei der Beteiligung von be-

nachteiligten Kindern und

Jugendlichen

Die folgenden Ausführungen gründen sich
auf die Arbeiten in dem Projekt „Modelle ge-
sellschaftlicher Beteiligung von Kindern und
Jugendlichen”, das im Auftrag des Bundesmi-
nisteriums für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend (BMFSFJ) am Deutschen Jugendinsti-
tut durchgeführt wurde. Schwerpunkt der er-
sten Projektphase war eine quantitative Erhe-
bung zu Verbreitung, Formen und
Ausgestaltung von Beteiligungsmodellen in
der Kommune (BRUNER/ WINKLHOFER/
ZINSER 1999). Fragen nach der Qualität der
Prozesse in den Beteiligungsmodellen und
ihren Auswirkungen standen im Mittelpunkt
der zweiten Projektphase. Untersucht wurden
ausgewählte Beteiligungsmodelle aus den Be-
reichen Kindertagesstätten, Schulen, Jugend-
verbände und Kommune. Einbezogen wurde
z.B. ein Kinderparlament im Kindergarten und
das Modell eines Schulstaats an der Haupt-
schule, ein Demokratiemodell im Zeltlager in
der Jugendverbandsarbeit, ein Jugendforum
und ein Mädchenprojekt im Bereich der Kom-
mune. Eine besondere Rolle spielen in dieser
zweiten Forschungsphase die Perspektive der
Kinder und Jugendlichen und ihre Erfahrungen
bei der Mitwirkung in den verschiedenen Mo-
dellen (BRUNER/ WINKLHOFER/ ZINSER 2001). 

1. Entwicklung des Partizipationsdis-

kurses

Ausgehend von der Studentenbewegung
fanden die Ideen von mehr Bürgerbeteiligung
und Partizipation in der Ökologie- und Frie-
densbewegung und in einer Vielfalt von Bürge-
rinitiativen ihren Ausdruck. Der Diskurs um Par-
tizipation von Kindern und Jugendlichen
schließt sich jedoch nicht direkt an die politi-
schen Bewegungen der siebziger und frühen
achtziger Jahren an. Erst nachdem diese Bewe-
gungen abgeebbt waren, in einer Zeit, als das
politische Klima eigentlich als stagnierend und
reformunfähig empfunden wurde, hat man die
Kinder als politische Subjekte entdeckt. 

Die Entstehung der Debatte um die Partizi-

pation von Kindern und Jugendlichen hat un-
terschiedliche Wurzeln, die in einem komple-
xen Gefüge miteinander verbunden sind und
sich gegenseitig beeinflussen. So gehört si-
cherlich dazu, dass die emanzipatorischen
Ideen der siebziger Jahre eingeflossen sind in
die Erstellung des 8. Jugendberichts und in die
Novellierung des Jugendwohlfahrtsgesetzes,
das heutige Kinder- und Jugendhilfegesetz
(KJHG). Auf zwei dieser „Wurzelstränge“ soll
hier näher eingegangen werden: zum einen die
Debatten zur Kinderpolitik und zum anderen
eine veränderte Sichtweise auf Kinder.

a. Neues Subjektverständnis von Kindern und

erweitertes Verständnis von Kinderpolitik

Die Forderung nach einer Politik für Kinder
war nicht neu, sie wurde bereits Ende der sieb-
ziger Jahre von KAUFMANN und LÜSCHER
(1979) formuliert. Brisanz erhielt das Thema
durch den deutlichen Geburtenrückgang Ende
der 60er Jahre sowie in den ersten Jahren nach
der Einigung Deutschlands in den neuen Bun-
desländern. Die Forderung nach einer stärker
konturierten, durch eigene Instrumentarien
ausgewiesene Kinderpolitik wurde seit Ende
der 80er Jahre zunehmend diskutiert und traf
auf breite Zustimmung. 

Gleichwohl wurde über angemessene Kon-
zepte für eine Kinderpolitik und über geeignete
Maßnahmen teilweise heftig gestritten. Der
Streit polarisierte sich zwischen Positionen, die
eher Schutz, Fürsorge und anwaltschaftliche
Vertretung von Kinderinteressen durch Er-
wachsene betonen und solchen, die die Sub-
jektstellung des Kindes hervorheben und
dementsprechend für Kinderrechte und Beteili-
gungsmöglichkeiten eintreten. Es entstand mit
der Zeit ein zunehmender Konsens dahinge-
hend, dass Kinderpolitik sich zwischen diesen
beiden Polen bewegen muss. „Schon im An-
satz muss man sich deshalb darauf verständi-
gen, dass die politische Wahrnehmung der Be-
lange der Kinder stellvertretend für sie
geschehen muss, wo sie noch nicht hand-
lungsfähig sind, sie selbst aber beteiligt werden
müssen, wo immer es geht, und bei alledem
die Achtung vor dem Kind gebietet, dass Kin-
der nie Objekt fremder politischer Interessen
sein dürfen“ (EICHHOLZ 1997, S.100). Diese
Entwicklung lässt sich nachvollziehen anhand
zweier Tagungen zum Thema „Politik für Kin-
der” der Evangelischen Akademien (Evangeli-
sche Akademie Loccum 1989, Evangelische
Akademie Bad Boll 1997). 1988 stand die De-
batte zur Kinderpolitik ganz unter dem Eindruck
der Auseinandersetzung um Kinderbeauftragte,
war also fokussiert auf eine effektivere Interes-
senvertretung von Kindern durch Erwachsene.
Fast zehn Jahre später, 1997, wurde auch die
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direkte Beteiligung von Kindern und Jugendli-
chen als eine wesentliche Dimension von Kin-
derpolitik in die Diskussion einbezogen.

Beeinflusst wurde diese Debatte durch eine
veränderte Sichtweise auf Kinder, in der diese
stärker als eigenständige Subjekte und Akteure
wahrgenommen wurden. Seit den frühen acht-
ziger Jahren begannen die Sozialwissenschaf-
ten in der Bundesrepublik, Kinder und Kindheit
mit anderen Augen zu sehen. „Kinder ziehen
nun nicht mehr nur als ´Menschen in Entwick-
lung´ die Aufmerksamkeit auf sich, sondern
auch als ´Personen aus eigenem Recht´. In der
Soziologie und der Erziehungswissenschaft
rücken die alltägliche Lebensführung, die so-
zialen Beziehungen und die Auseinanderset-
zung von Kindern mit ihren Lebensbedingun-
gen in den Vordergrund, und dies möglichst
aus der Perspektive der Kinder selbst“ (HONIG/
LEU/ NISSEN 1996, S.10). Für die Politik bedeu-
tet das, dass Kinder als eine eigene gesell-
schaftliche Gruppe in den Blick geraten, deren
Bedürfnisse nicht einfach unter die Belange der
Familie subsumiert werden können. 

Mit einem gestiegenen Subjektverständnis
von Kindern gewann auch die Vorstellung
Raum, dass eine politische Vertretung der jun-
gen Generation nicht nur über Stellvertreterpo-
sitionen, sondern auch durch eine direkte Be-
teiligung umzusetzen ist. Kinder als politische
Subjekte zu sehen bedeutet, 
(1) ihnen eine eigenständige Perspektive zuzu-

gestehen, und 
(2) davon auszugehen, dass sie relevante und

ernstzunehmende Aussagen über ihre Le-
benswelt machen können, ihre Lebensum-
stände beurteilen können und eigene Vor-
schläge und Ideen zur Gestaltung ihrer
Lebenswelt entwickeln können.

Eine solche Veränderung der Haltung stellt eine
grundlegende Voraussetzung dar für die Ent-
wicklung einer Kultur der Kinder- und Jugend-
beteiligung in der Kommune und auf anderen
Ebenen.

b. Gesetzliche Regelungen und politische

Maßnahmen

Wichtige Anstöße für die Entwicklung und
Verbreitung von Partizipationsangeboten
haben neue gesetzliche Regelungen gegeben,
die die Beteiligung von Kindern und Jugendli-
chen einfordern. Von Bedeutung sind hier vor
allem das Kinder- und Jugendhilfegesetz
(KJHG), das seit 1991 in der gesamten Bundes-
republik gilt, und die UN-Kinderrechtskonven-
tion, die bereits 1990 unterzeichnet wurde und
nach der Zustimmung von Bundestag und Bun-
desrat 1992 für Deutschland in Kraft getreten
ist. Im Kinder- und Jugendhilfegesetz wird
neben dem Anspruch, zur Schaffung von posi-

tiven Lebensbedingungen für junge Menschen
und ihre Familien beizutragen (§ 1, Abs.3
KJHG), ausdrücklich die Beteiligung von Kin-
dern und Jugendlichen – entsprechend ihrem
Entwicklungsstand – an allen sie betreffenden
Entscheidungen der öffentlichen Jugendhilfe
festgeschrieben (§ 8, Abs.1 KJHG). 

Eine umfassende rechtliche Leitlinie zur Be-
teiligung von Kindern und Jugendlichen ist in
der UN-Kinderrechtskonvention formuliert
worden. Mit den in den Artikeln 12 bis 17 fest-
geschriebenen Rechten auf freie Meinungs-
äußerung, Versammlungsfreiheit und Informa-
tionsfreiheit bietet die Konvention eine
wichtige Argumentationsgrundlage für eine
stärkere gesellschaftliche Beteiligung von Kin-
dern und Jugendlichen.   

Zusätzlich sind Initiativen für eine weiterge-
hende gesetzliche Absicherung auf Ländere-
bene ins Leben gerufen worden. Eine erste ge-
setzliche Regelung für die Beteiligung von
Kindern und Jugendlichen auf der kommuna-
len Ebene bestand in Schleswig-Holstein
(1996), wo in Ergänzung zum Jugendförde-
rungsgesetz in der Gemeindeordnung des Lan-
des festgeschrieben wurde, dass Kinder und
Jugendliche bei Planungen und Vorhaben, die
ihre Interessen berühren, in angemessener
Weise beteiligt werden sollen. Andere Bundes-
länder, bisher das Saarland (1997), Rheinland-
Pfalz (1998) und Hessen (1998), sind diesem
Beispiel gefolgt. Baden-Württemberg (1998) hat
die Möglichkeit der Einrichtung von Jugendge-
meinderäten gesetzlich abgesichert, ohne eine
allgemeine Sollvorschrift zur Beteiligung der
jungen Generation zu formulieren. Seit März
2001 verfügt auch Niedersachsen über eine
veränderte Gemeindeordnung, die über die
oben genannte Sollvorschrift hinaus die Ge-
meinden dazu anregt, geeignete Beteiligungs-
verfahren zu entwickeln und durchzuführen. 

Neben diesen gesetzlichen Regelungen tru-
gen auch politische Maßnahmen zur Verbrei-
tung des Partizipationsgedankens bei. Dazu
gehört z.B. die Bestellung von Kinderbeauf-
tragten oder Kinderkommissionen, Kinder-
freundlichkeitsprüfungen oder z.B. die Einrich-
tung einer landesweiten Leitstelle Partizipation,
wie dies in Rheinland-Pfalz geschehen ist.

c. Entwicklung und Verbreitung vielfältiger

Praxisformen und Methoden

In keinem anderen Praxisfeld hat sich bezüg-
lich Partizipation von Kindern und Jugendli-
chen in den letzten Jahren so viel bewegt wie
im Bereich der Kommune. Partizipationsideen
waren in der Kindertagesstätte über pädagogi-
sche Ansätze wie den Situationsansatz, in der
Schule über rechtliche Regelungen zur Mitbe-
stimmung und in den Jugendverbänden vom

7



gesamten Selbstverständnis her nicht neu, und
es waren bereits Formen dafür gefunden. Da-
gegen ist die Idee einer aktiven Beteiligung von
Kindern und Jugendlichen in der Kommunal-
politik weitgehend neu entstanden und hat erst
in jüngerer Zeit zur Entwicklung vielfältiger Be-
teiligungsformen und Methoden geführt (für
einen Überblick vgl. BRUNSEMANN/ STANGE/
TIEMANN 1997). Was heute in etlichen Kom-
munen selbstverständlich erscheint – bei-
spielsweise die Zusammenarbeit mit einem Ju-
gendparlament oder die Beteiligung von
Kindern aus dem Stadtteil an der Gestaltung
ihres Spielplatzes –, war in den achtziger Jah-
ren noch kaum verbreitet. Der erste Jugendge-
meinderat wurde im Jahr 1985 in der Stadt
Weingarten gegründet, eine breitere Bewegung
zur Beteiligung von Kindern und Jugendlichen
in der Kommune entstand jedoch erst in den
neunziger Jahren.

Vor allem in den größeren Städten haben
Partizipationsangebote eine beachtliche Ver-
breitung gefunden (etwa in zwei Drittel der
Großstädte und in der Hälfte der Mittelstädte
nach konservativer Schätzung

1
). Kinder und Ju-

gendliche, die in kleinen Kommunen leben,
erhalten dagegen deutlich seltener ein organi-
siertes Angebot zum Mitreden und Mitgestal-
ten im kommunalen Raum (vgl. BRUNER/
WINKLHOFER/ ZINSER 1999). Von Bedeutung
sind vor allem drei unterschiedliche Beteili-
gungsansätze:
(1) repräsentative Beteiligungsformen (Gre-

mien mit gewählten oder delegierten Ver-
treter/innen, z.B. Jugendgemeinderäte oder
Kinder- und Jugendparlamente),

(2) offene Beteiligungsformen (freier Zugang
für alle interessierten Kinder und Jugendli-
chen, z.B. Kinderkonferenzen, Jugendfo-
ren), und

(3) projektorientierte Beteiligungsformen (the-
matisch und zeitlich begrenzt, Einbezug von
kreativen Methoden wie Malen, Videofil-
men, Interviews führen, Modellbau; häufig
im Bereich der Gestaltung von Spiel- und
Freizeitflächen, Stadtteilerkundungen).

Der Partizipationsdiskurs wurde stark durch die
Entwicklungen in der Praxis bestimmt: Die Be-
schreibung und Auswertung der Erfahrungen
mit neuen Partizipationsmodellen nahm hier
einen wichtigen Platz ein. 

Benachteiligte Kinder und Jugendliche

Die Diskussion um geeignete Beteiligungs-
formen und Methoden befasste sich auch mit
der Attraktivität der Modelle für unterschiedli-
che Gruppen von Kindern und Jugendlichen.
Die Aufmerksamkeit richtete sich dabei vor
allem auf Schicht- und Bildungsunterschiede
sowie auf die unterschiedlichen Zugänge und

Interessen von Jungen und Mädchen, die ge-
rade im Hinblick auf die Gestaltung öffentlicher
Räume eine Rolle spielen. Wenig Beachtung
fand zunächst die Beteiligung von Kindern und
Jugendlichen unterschiedlicher nationaler Her-
kunft sowie der Zusammenhang von Armut
und Partizipationsmöglichkeiten. 

Erste empirisch gesicherte Ergebnisse er-
brachte die Studie von HERMANN (1997), der
in einer umfassenden Analyse der Jugendge-
meinderäte in Baden-Württemberg zeigen
konnte, dass in diesen Gremien Jungen, Kinder
aus Familien mit höherem sozialen Status und
Gymnasiasten deutlich überrepräsentiert sind.
In der repräsentativen Kommuneerhebung
(BRUNER/ WINKLHOFER/ ZINSER 1999) wur-
den diese Trends bestätigt: Die Strukturen und
Arbeitsformen der repräsentativen Modelle
sind für jüngere Kinder, aber auch für Mädchen
und ausländische Kinder und Jugendliche we-
niger attraktiv. Die projektorientierte Form
eröffnet dagegen Chancen, auch Kinder und
Jugendliche zu integrieren, die Voraussetzun-
gen wie gute Ausbildung, Eloquenz und politi-
sches Interesse nicht erfüllen. 

2. Zielsetzungen von Partizipation

Der Anspruch, Kinder und Jugendliche zu be-
teiligen, wird im wesentlichen unter drei Ziel-
stellungen begründet:

Ziel 1: 

In Anknüpfung an die Debatten um die Sub-
jektstellung des Kindes und die Stärkung von
Kinderpolitik ergibt sich eine bürgerrechtliche
Perspektive: Ziel ist es, Kindern und Jugendli-
chen die Ausübung ihres Bürgerrechtes auf
Selbst- und Mitbestimmung zu ermöglichen; 

Ziel 2: 

Kinder und Jugendliche sind als Expert/innen
in eigener Sache anzusehen, die ihre eigenen
Sichtweisen und Erfahrungen haben und dem-
entsprechend auch Vorstellungen und Ideen für
die Gestaltung ihrer Lebensräume entwickeln
können. Durch ihre Expertise soll die Qualität
politischer und stadtplanerischer Entscheidun-
gen verbessert werden;

Ziel 3: 

Pädagogische und bildungsrelevante Ziele
im Sinne von Beteiligung als politische Bil-
dung: Befördert werden sollen Fähigkeiten wie
die eigene Meinung zu vertreten und die Mei-
nung anderer zu achten, Konflikte auszutragen
und Kompromisse auszuhandeln. Es geht
darum, Verantwortung und Gemeinsinn zu ent-
wickeln, Wissen über das politische System zu
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ten Ergebnisse
stammen aus einer
repräsentativen
Erhebung bei
Städten und
Gemeinden in der
ganzen Bundesre-
publik. 400 von
1.000 angeschrie-
benen Kommunen
beantworteten den
Fragebogen; 153
von 400 Kommu-
nen machen
Beteiligungsange-
bote für Kinder und
Jugendliche (38%);
290 Beteiligungs-
modelle wurden
beschrieben. Bei
der konservativen
Schätzung wird
davon ausgegan-
gen, daß alle
Kommunen, die
nicht geantwortet
haben, auch keine
Beteiligungsange-
bote machen. Die
Prozentzahlen
unter den Kommu-
nen, die geantwor-
tet haben, lagen
deutlich höher:
93% der Groß-
städte und 79%
der Mittelstädte
berichteten von
Beteiligungsakti-
vitäten.



vermitteln und damit zur Mitarbeit in gesell-
schaftlichen und politischen Organisationen zu
motivieren. Unter diese Kategorie lassen sich
auch Ziele einordnen wie Gewaltprävention
und die Verhinderung von Vandalismus oder
das Bemühen, durch Beteiligungsaktivitäten
das Klima z.B. an einer  Schule zu verbessern.

Auf den ersten Blick scheint es, als wären
diese drei Ziele leicht miteinander zu vereinba-
ren. Es wird angenommen, dass eine Beteili-
gungsaktion gleichzeitig politische Aktion, Ex-
pertenwerkstatt und Lernarrangement sein
kann. DANNER (2001) hat die reibungslose Ver-
einbarkeit dieser Richtungsvorgaben in Frage
gestellt, da jedes dieser drei Zielstellungen be-
stimmte Rollenzuschreibungen sowohl für die
Kinder und Jugendlichen als auch für die betei-
ligten Erwachsenen zur Folge hat. Ziel 1 (bür-
gerrechtliche Perspektive) sieht Kindern und
Jugendlichen in der Rolle von partiell mündi-
gen Bürger/innen, die ein Recht auf Mitbestim-
mung haben, nach Ziel 2 (Expert/innen in eige-
ner Sache) sind sie Bürger/innen mit
unverzichtbaren Spezialkenntnissen und Ziel 3
(politische Bildung) macht sie zu Lernenden. 

Damit verändert sich potentiell die Interakti-
onsform zwischen Kindern/Jugendlichen und
Erwachsenen, und zwar im Hinblick auf ihre
Symmetrie oder Asymmetrie: Nach Ziel 1
könnte man eine symmetrische Interaktions-
form erwarten (Kinder und Erwachsene als
gleichberechtigte Bürger/innen), bei Ziel 2 ver-
schiebt sich die Symmetrie zugunsten des Kin-
des (das Kind ist Experte, von dem der Erwach-
sene lernt), bei Ziel 3 in Richtung der
Erwachsenen (dieser hat das Wissen und ver-
mittelt es den Kindern).

Widersprüche zeigen sich z.B. zwischen
einem grundsätzlich politischen und pädagogi-
schen Verhältnis: Wird das Kommunikations-
verhältnis tatsächlich als rein politisches ge-
deutet, so werden die Kinder und Jugendlichen
auch als politische Gegner angesehen. Sie be-
wegen sich also nicht mehr in einem pädago-
gischen Schonraum. Wenn ihre Vorschläge
abgelehnt wurden, haben sie nach demokrati-
schen Spielregeln einen Machtkampf verloren.

Auch mit den beiden Zielstellungen, Kinder
und Jugendliche einerseits als politische Ak-
teure und andererseits als Expert/innen anzu-
sehen, sind nicht automatisch die gleichen Er-
wartungen verbunden. Bei zweitem erwarten
die Erwachsenen weniger eine politische Wil-
lensäußerung, sondern die Darlegung eines
spezifischen Wissens, über das nur die Kinder
als Experten verfügen.

Aus diesen Widersprüchen heraus (z.B. zwi-
schen der Vorstellung von Kindern als Experten
und Kindern als zu Bildende) kann der Kommu-
nikationsstil der Erwachsenen durch doppelte

Botschaften geprägt sein: Einerseits wird die
Botschaft vermittelt: „Ich schätze dich als Ex-
perte“, und zugleich wird deutlich gemacht:
„Ich zeige dir, was wirklich wichtig ist“. 

DANNER zeigt diese Widersprüche auf, ohne
Lösungen für die Praxis anzubieten. Für die
Qualität der Beteiligungspraxis ist es sicher ein
erster wichtiger Schritt, sich dieser potentiellen
Widersprüche bewusst zu sein und die eigene
Haltung zu reflektieren. Mehr Klarheit kann er-
reicht werden, wenn die verschiedenen Rollen
und Aufgaben nicht bei einer Person liegen.
Gerade die Ebenen der (politischen) Entschei-
dung und der pädagogischen Begleitung soll-
ten getrennt werden. Dies ist allerdings nicht
selbstverständlich: Beauftragte für Partizipation
in der Kommune können in enger Verbindung
zu Politik und Verwaltung stehen und deren In-
teressen mit verfolgen, in Institutionen sind z.B.
Lehrer/innen und Schulleiter/innen oder z.B. die
Leitung eines Jugendtreffs in der Doppelrolle
von Pädagogen und Entscheidungsbefugten.
Es ist jedoch auch für Institutionen denkbar, z.B.
die Position einer/s Beteiligungsbeauftragten
einzurichten, die/der die Kinder unterstützt und
in Auseinandersetzungen eine moderierende
Rolle einnimmt. 

3. Gütekriterien bei der Beteiligung

von benachteiligten Kindern und

Jugendlichen

Es gibt eine Reihe von Gütekriterien für Be-
teiligungsmodelle, über die in der Fachliteratur
weitgehende Übereinstimmung herrscht. Dazu
gehört z.B. die Wahl der geeigneten Form und
Methode oder der Bezug der Themen zur Le-
benswelt der Kinder und Jugendlichen. Ebenso
gehört dazu der Anspruch, dass die Aufforde-
rung zur Beteiligung mit konkreten Realisie-
rungschancen verbunden sein muss. Die Be-
gleitung durch qualifizierte Erwachsene sollte
ebenso abgesichert sein wie der Transfer der
Ergebnisse aus den Modellen in die Politik.
Nicht zuletzt geht es darum, eine konkrete Um-
setzung in überschaubaren Zeiträumen zu er-
reichen.

Vor dem Hintergrund der Ergebnisse der qua-
litativen Modelluntersuchung sollen hier zwei
Qualitätsmerkmale für die Beteiligung benach-
teiligter Kinder und Jugendlicher besonders
hervorgehoben werden:
(1) die Gestaltung der Beteiligungsmodelle auf

eine Weise, in der Kinder und Jugendliche
Kompetenz erleben können und

(2) die Qualität der Begleitung durch Erwach-
sene als Unterstützung der Kinder und Ju-
gendlichen.
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a. Kompetenz erleben

Für die Kinder und Jugendlichen geht es bei
einer Beteiligungsaktion nicht nur um das Er-
gebnis, sondern auch darum, was sie im ge-
samten Beteiligungsprozess erleben:  Ob sie in
der Gruppe mit den anderen Spaß haben, wie
das Zusammenspiel mit den Gleichaltrigen
funktioniert und welche Konflikte es dabei gibt,
wie sich die Beziehungen zu den Erwachsenen
gestalten und wie sie sich selbst mit ihren
Fähigkeiten in den Prozess einbringen können.

In einem Beteiligungsmodell mitzumachen,
führt viele Kinder und Jugendliche in neue Si-
tuationen. Sie sitzen das erste Mal in einem
Kinderparlament, erhalten die Möglichkeit, als
Delegierte eine Gruppe zu vertreten, können in
einer Schulfirma aktiv sein.  Sie stehen damit
oft auch vor neuen Aufgaben: Sie sollen die ei-
gene Meinung äußern oder die Interessen einer
Gruppe vertreten, Standpunkte in der Peer-
group aushandeln und mit Erwachsenen ihre
Wünsche und Forderungen verhandeln. 

Eine positive Erfahrung mit dem Beteili-
gungsangebot hängt wesentlich damit zusam-
men, ob die Kinder und Jugendlichen bei ihren
Fähigkeiten ansetzen und diese erweitern kön-
nen, ob sie durch das Angebot Neues lernen,
das eigene Selbstbild erweitern und Selbstbe-
wusstsein entfalten konnten.

Das Ausmaß, in dem sich die Kinder und Ju-
gendlichen in den Beteiligungsmodellen als
kompetent erleben können, wird durch drei
Faktoren bestimmt, die wechselseitig vonein-
ander abhängen: Form und Methode des Mo-
dells, die Voraussetzungen auf Seiten der Kin-
der und Jugendlichen, die Unterstützung der
Kinder und Jugendlichen.

Zunächst stellt sich die Frage, welche Hand-
lungsmöglichkeiten das Modell anbietet und
welche Fähigkeiten dafür verlangt werden.
Wenn die Anforderungen des Modells sehr an-
spruchsvoll sind, müssen entweder die Kinder
und Jugendlichen ein hohes Maß an Fähigkei-
ten mitbringen oder aber besonders intensiv
unterstützt werden. Geht man von den Fähig-
keiten der Kinder und Jugendlichen aus und
stimmt Form und Methoden des Modells dar-
auf ab, so wird sich das Ausmaß an Unterstüt-
zung reduzieren lassen. Das Beteiligungsmo-
dell sollte Kinder und Jugendliche weder
überfordern – das führt zur Erfahrung von
Nicht-Kompetenz und zu Resignation – noch
unterfordern – dies birgt die Gefahr von Desin-
teresse und Langeweile.

Wenn dies erfolgreich gelingt, entsteht Be-
geisterung und Engagement. In einem Modell
an der Hauptschule wurden Schülerfirmen ge-
gründet, die weitgehend von den Schüler/innen
selbst geführt werden. Angesetzt wird hier bei
den handwerklichen Fähigkeiten der Schüler/

innen, z.B. in der Fahrradwerkstatt oder in der
eigenen Druckerei.  

Yasemin, 15 Jahre und Rocco, 12 Jahre, lei-
ten die Schülerfirmen „McCater“, ein Partyser-
vice, und „Der Grüne Daumen“, die Gärtnerei.
Sie beschreiben beide sehr begeistert, dass so-
wohl die Arbeit als solche als auch die Teamar-
beit Spaß machen. Als Chef/in müssen sie z.B.
ihr Team zusammenhalten, damit ein Produkt
rechtzeitig fertig wird. Zu ihren Aufgaben
gehört auch Organisation wie z.B. die Abwick-
lung der Bestellungen; sie genießen schulin-
terne Privilegien wie einen Ausweis, der sie
dazu berechtigt, Telefon, Fax und den Kopier-
raum zu benutzen. 

Bei diesem Modell ist es gelungen, bei den
vorhandenen Fähigkeiten und Interessen anzu-
setzen und gleichzeitig neue Herausforderun-
gen durch neue Aufgaben und mehr Verant-
wortung anzubieten. Die neue Tätigkeit
verändert für Yasemin und Rocco ihre Haltung
zur Schule grundlegend: Während diese früher
langweilig war, ist sie jetzt zu einem zentralen
Lebensraum geworden. Yasemin berichtet aus
einem Gespräch mit ihrer Cousine: 

„Z.B. frage ich meine Cousine, die ist an
einer anderen Hauptschule: Und, was macht
ihr in der Schule so? Sie: Gar nichts. Ich: Wie,
gar nichts, habt ihr keine Schülerfirma oder
so? Sie: Nein, es ist langweilig. – In der
Grundschule war mir genauso langweilig, nur
noch in die Schule, lernen, Hausaufgaben,
und das wars. Aber hier unternehmen wir we-
nigstens was, nachmittags, man kommt
immer so gern in die Schule – ich komme
gern in die Schule, und früher bin ich nie so
gerne gegangen. Ich finde die Schule echt
cool.“

Kinder und Jugendliche erleben also den Be-
teiligungsprozess als befriedigend, wenn sie
neue Erfahrungen machen, ihr Handlungsspek-
trum erweitern und dabei Kompetenzen entfal-
ten können.

b. Unterstützende Begleitung durch Erwach-

sene

Die Vorstellung, dass zu erfolgreichen Beteili-
gungsprozessen auch die Begleitung durch Er-
wachsene gehört, findet inzwischen breite Zu-
stimmung. Die Art der Begleitung zeigt sich
jedoch in sehr verschiedenen Formen und Aus-
prägungen. Gerade im Bereich der Kommune
findet sich eine sehr unterschiedliche Ausstat-
tung der Modelle: Abgesehen davon, dass fast
ein Fünftel der Beteiligungsmodelle überhaupt
nicht betreut wird, reichen die Ressourcen von
hauptamtlichen Kräften über Honorarkräfte bis
zu ehrenamtlicher Begleitung (BRUNER/
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WINKLHOFER/ ZINSER 1999). Dazu kommen
große Unterschiede im Verständnis dieser Auf-
gabe und in den Haltungen der Erwachsenen
gegenüber den Kindern und Jugendlichen. Bei-
spielhaft sei dies an folgender Frage erörtert:
Besteht die Aufgabe der Erwachsenen darin,
einen schützenden Rahmen zu bilden vor den
Umgangsformen und Interessenkonflikten der
Politik oder kann den Kindern und Jugendli-
chen eine direkte Konfrontation zugetraut wer-
den?

In unserer Modelluntersuchung fanden sich
ganz unterschiedliche Haltungen zu dieser The-
matik:
(1) Die beschützende Haltung geht einher mit

der Grundhaltung: Kinder und Politik, das
sind zwei Welten, die passen einfach nicht
zusammen. Ein Jugendpfleger, der einen
Kinder- und Jugendbeirat begleitet, drückt
dies so aus: „... Kindern sind diese Dinge
sehr fremd. ... die langweilen sich zu Tode in
so einer Stadtratssitzung z.B., und würden
auch nie an Probleme so rangehen wie dort
an solche Dinge rangegangen wird.“ Ob-
wohl in der Satzung des Gremiums vorge-
sehen ist, dass Anträge in den Stadtrat ein-
gebracht werden können, findet die Arbeit
der Kinder und Jugendlichen ohne direkte
Konfrontation mit der Politik statt. Der Ju-
gendpfleger übernimmt eine Vertretungs-
und Vermittlerfunktion.

(2) Das andere Extrem könnte man als konfron-
tierende oder herausfordernde Haltung be-
zeichnen: Die Jugendlichen in einem Ju-
gendforum werden in allen Sitzungen direkt
mit dem Bürgermeister und Verwaltungslei-
ter konfrontiert. Es gibt zwar eine ehren-
amtliche pädagogische Begleitung für das
Gremium, diese agiert jedoch sehr zurück-
haltend. 

An der „beschützenden“ Haltung ist kritisch
zu sehen, dass die Kinder und Jugendlichen
gar nicht die Möglichkeit erhalten, Erfahrungen
in der Auseinandersetzung mit Politiker/innen
zu machen. Es zeigte sich in unserer Untersu-
chung, dass die Vertretung der eigenen Inter-
essen in der erwachsenen Öffentlichkeit für die
Kinder und Jugendlichen sehr beeindruckende
Erlebnisse mit sich bringen, die sie für sich als
Erfolge verbuchen und ihr Selbstbewusstsein
stärken (vgl. WINKLHOFER 2001).

Auf der anderen Seite verlangt die dauernde
direkte Konfrontation mit Politikvertreter/
inne/n, wie dies im Jugendform praktiziert
wird, den Jugendlichen einiges ab. Die Ju-
gendlichen im Alter von 14 bis 18 Jahren, die
fast alle aufs Gymnasium gehen, können damit
recht gut umgehen. Aktuellen Konflikten mit
den Politikvertretern, in denen es um die
Selbstbestimmung und Unabhängigkeit des

Jugendforums geht, versuchen sie mit eigenen
Ideen und Strategien zu begegnen. Etwas mehr
Moderation, gemeinsame Reflexion der Kon-
flikte und Klärung der Kompetenzen mit Hilfe
der pädagogischen Begleitung wären jedoch
sinnvoll. 

Für die Beteiligung von benachteiligten Kin-
dern und Jugendlichen erscheinen beide Hal-
tungen nicht optimal: Die beschützende Hal-
tung birgt die Gefahr, wichtige Erfahrungen,
Konflikte und Auseinandersetzungen gar nicht
erst zuzulassen, die herausfordernde Haltung
setzt auf Seiten der Jugendlichen sehr viel vor-
aus. Sinnvoll ist vielmehr eine unterstützende
Haltung, die die nötige Organisation und Hilfe
gibt, gleichzeitig aber immer im Blick hat, das
eigene Potential der Kinder und Jugendlichen
zu fördern und sie so weit wie möglich eigen-
ständige Erfahrungen machen zu lassen.

Als ein positives Beispiel für eine in dieser
Weise unterstützende Haltung soll hier das
Agieren der Pädagoginnen in einem  Stadtteil-
projekt für Mädchen näher beschrieben wer-
den. In einem Stadtteil, der Gebiete mit über-
wiegend unterer Mittelschicht bis hin zu einem
sozialen Brennpunkt umfasst, erkunden
Mädchen (13 bis 17 Jahre alt, unterschiedlicher
nationaler Herkunft) ihr Viertel und erarbeiten
einen Mädchenstadtplan. Die Recherche hat so
viele Ideen zur Behebung bestehender Miss-
stände zu Tage gefördert, dass das Projekt ver-
längert wird, um auf einer großen „Mädchen-
konferenz“ den Vertreter/innen aus Politik und
Verwaltung die Forderungen der Jugendlichen
zu präsentieren.

Die beiden Pädagoginnen gehen jede Phase
des Projekts geplant und didaktisch gut vorbe-
reitet an. Stadtteilbegehungen werden vorbe-
reitet, die Mädchen beim Einsatz von Videoka-
mera und Fotoapparat unterstützt. Wenn alle
zusammenkommen, gelten bestimmte Kom-
munikationsregeln, damit in der bunt zusam-
mengewürfelten Gruppe jede zu Wort kommt.
Der Auftritt vor den politischen Gremien des
Stadtteils wird in Rollenspielen geübt und de-
tailliert gemeinsam erarbeitet. Die intensive
Vorbereitung und die fördernde Betreuung der
Gruppe ermöglicht Erfolgserlebnisse. Marina,
15 Jahre, schildert ihre Erfahrungen auf der
Mädchenkonferenz:

„Sie haben zugehört, klar. Und sie mussten
das, weil wir waren ja nicht nur Mädchen, da
waren viele – also z.B. unsere Beraterinnen
waren da, die Betreuer – sie mussten das ein-
fach machen, sie konnten sich gar nicht
zurückziehen. Wir haben nicht nachgegeben,
wir sind richtig so draufgegangen, ja, wir wol-
len das. Und das war's. Und sie haben gese-
hen, da sitzen also 20, 30, 40 böse Mädels,
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und sie gehen da drauf. Ich saß ja da auch
nicht allein, sondern mit mehreren. Und sie
haben das bestimmt gespürt, diesen Druck.“

Die Kinder und Jugendlichen sehen die erfol-
greiche Präsentation ihrer Anliegen in der er-
wachsenen Öffentlichkeit zu Recht als einen er-
sten Erfolg an.

Grundlegend für diese erfolgreiche Unter-
stützung war eine Haltung, die den Mädchen
ihr eigenes Expertinnenwissen und die Fähig-
keit, sich zu vertreten, auch zutraut. Die
Pädagoginnen beschreiben ihre Grundhaltung
mit der Aussage:

„Wir haben an die Mädchen geglaubt. Es
standen nicht die Defizite im Vordergrund,
sondern das, was sie unserer Meinung nach
können.“

Die Mädchen sind die Expertinnen im Hin-
blick darauf, wo und wie sie leben, und haben
auch das Recht, mitzubestimmen. 

„Wenn man das die ganze Zeit in Frage
stellt und man denkt: na ja, eigentlich müssen
das ja die Fachleute machen, da kann man
sich höchstens mal eine Anregung holen, das
ist der falsche Ansatz. Das muss schon tiefer
gehen.“ 

Diese Haltung bestimmt nicht nur den me-
thodischen Aufbau eines Projektes, sondern
auch die gesamte Kommunikationsstruktur. Für
Erwachsene ist es oft schwer, von der Überzeu-
gung abzulassen, es doch eigentlich besser zu
wissen. Mit dieser Überzeugung werden Kom-
munikationsabläufe oft manipulativ gesteuert,
anstatt einen offenen und direkten Meinungs-
austausch zu fördern, in dem Interessenkon-
flikte ausgetragen werden können. 

Dazu gehört die Bereitschaft, Macht und Ein-
fluss tatsächlich zu teilen und bewusst in Kauf
zu nehmen, dass die Kinder und Jugendlichen
möglicherweise zu Entscheidungen kommen,
die man selbst als Erwachsener gerne anders
gefällt hätte. Das heißt: Beteiligung bedeutet
immer auch Risiko. Und ohne Mut zum Risiko
ist sie nicht zu haben. Das Risiko nämlich, dass
Entscheidungen nicht den eigenen Vorstellun-
gen entsprechend gefällt werden. Ernst ge-
meinte Partizipation muss die Bereitschaft zur
Verlagerung von Kompetenzen und Zuständig-
keiten mit einschließen.

Kontaktadresse:
DJI –  Deutsches Jugendinstitut  e.V.
Nockherstr. 2
81541 München
Tel:.089. 62306227
eMail: winklhofer@dji.de
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